
















 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Stadtverwaltung Löhne 
Planung und Umwelt 
Oeynhausener Straße 41 
      
32584 Löhne 
 
 
 
 
 
 
Bauleitplanung der Stadt Löhne, vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 210 
„Logistikzentrum Gohfeld“ und 5. Änderung des Flächennutzungsplans  
Schreiben des Büros Tischmann Schrooten vom 11.12.2012 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
nach Abstimmung mit den Dienststellen innerhalb meines Hauses (untere Landschafts-, Wasser-, 
Abfallwirtschafts- Bodenschutz- und Immissionsschutzbehörde) gebe ich folgende Stellungnahme 
ab: 

 
Die beabsichtigte Planung wird von mir mit den dargestellten städtebaulichen Gründen 
mitgetragen. 
 
Das Verfahren zur Änderung des Regionalplans ist noch nicht abgeschlossen, so dass noch keine 
abschließende Bewertung hinsichtlich des § 1 Abs. 4 BauGB (Ziele der Raumordnung) 
vorgenommen werden kann. Aus Sicht der unteren staatlichen Verwaltungsbehörde kann erst 
nach Abschluss dieses Verfahrens nach § 5 LPlG Stellung genommen werden 
 
Kreistagsbeschluss: 
 
Der Kreistag hat in seiner Sitzung am 17.12.2012 folgenden Beschluss gefasst: 
 
„Der Kreistag bittet die Bezirksregierung und den Regionalrat zu prüfen, ob durch eine kompaktere 
Darstellung, insbesondere der Parkplätze (Parkpalette, Tiefgarage und/oder Parken auf dem 
Dach) die Inanspruchnahme des Landschaftsschutzgebietes (südliche Teilfläche) vermieden 
werden kann. 
 
Sollte die Prüfung der Bezirksregierung und des Regionalrates zum Ergebnis kommen, dass die 
Darstellung im bisher geplanten Umfang zwingend erforderlich ist, erhebt der Kreistag gegen die 
Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Löhne keinen Widerspruch (§ 29 Abs. 4 
Landschaftsgesetz NRW).“ 
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Ich bitte auch die Stadt Löhne ihre Planung unten den genannten Gesichtspunkten  (kompaktere 
Darstellung, insbesondere der Parkplätze (Parkpalette, Tiefgarage und/oder Parken auf dem 
Dach), Vermeidung der Inanspruchnahme des Landschaftsschutzgebietes (südliche Teilfläche)) zu 
überprüfen und den Kreistagsbeschluss zu berücksichtigen. 
 
Aus Sicht des Immissionsschutzes werden zur Änderung des Flächennutzungsplans keine 
Bedenken vorgebracht. Eine abschließende Beurteilung des Bebauungsplans kann erst bei 
Vorlage einer schalltechnischen Beurteilung einer Sachverständigenstelle für 
Schallschutzangelegenheiten vorgenommen werden. Werden in der schalltechnischen 
Gesamtbeurteilung Maßnahmen zum Lärmschutz vorgeschlagen, so sind diese in den 
Bebauungsplan aufzunehmen. 
 
Sofern die außerhalb des Bebauungsplans dargestellten Gleisanlagen für den Betrieb der im 
Bebauungsplan vorgesehenen Gleisanlagen erforderlich sein, so sind auch diese bei der 
schalltechnischen Beurteilung zu berücksichtigen. 
 
In dem Erläuterungsbericht zur Eisenbahntechnischen Erschließung wird die Variante 1 als die 
bisherige Vorzugsvariante dargestellt. Im Erläuterungsbericht wird die Variante 1 aber auch mit 
Gleisanlagen vorgestellt, die im Bebauungsplan als Fläche für die Regenrückhaltung vorgesehen 
ist. Hier sollte eine Klärung erfolgen.  
 
In den Planunterlagen wird dargestellt, dass der Bebauungsplan für die Bahnanlagen die 
Planfeststellung ersetzt. Die rechtliche Bedeutung des Bebauungsplans für die vorgesehenen 
Flächen für Bahnanlagen sollte noch einmal überprüft werden. 
 
Die wasserwirtschaftliche Stellungnahme liegt mir noch nicht vor. Sobald sie mir vorliegt, werde 
ich sie an die Stadt Löhne weiterleiten. 
 
Wenn aus Gründen der Wasserwirtschaft oder auch aus Gründen des Klimaschutzes (Seite 38 der 
Begründung zum Bebauungsplan) die Versickerung von Oberflächenwasser vorgesehen wird, so 
sind entsprechende textliche Festsetzungen oder zumindest Regelungen im Durchführungsvertrag 
vorzusehen. Ich weise aber darauf hin, dass im Vorentwurf zum Umweltbericht ausgeführt wird, 
dass eine Versickerung nicht möglich sei. 
 
Aus Sicht der Landschaftsbehörde wird dem vorgeschlagenen Umfang der Umweltprüfung 
zugestimmt. Es liegen mir keine Erkenntnisse vor, die nicht bereits den Planern vorliegen. 
 
Im Einzelnen sind folgende Anmerkungen vorzubringen: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass das Grundwasser etwa zwischen 4 – 8 dm unter Oberfläche 
ansteht. Gleichzeitig wird im südlichen Bereich bis auf 7 m das Gelände abgetragen. Es ist im 
Rahmen der Umweltprüfung darzulegen, welchen Einfluss die Abgrabung hat und welche 
Auswirkungen diese Abgrabung insbesondere auf das südwestliche Wäldchen  mit seinem Tümpel 
hat. In diesem Zusammenhang sollte auch auf die Auswirkungen der Bauwerksgründungen auf 
das Grundwasser eingegangen werden. 
 
Es sollte dargelegt werden, inwieweit das Oberflächenwasser als Brauchwasser z.B. in der 
Sprinkleranlage verwendet werden kann. 
 
Es wird begrüßt, dass sich die Einzäunung zu den Betriebsflächen orientiert und so die Eingrünung 
Teil des umgebenden Landschaftsraums bleibt. 
 
Es wird angeregt, die südlich des vorhandenen Wäldchens gelegene Ackerfläche wieder in eine 
Grünlandfläche umzuwandeln und so dass das Wäldchen mit dem übrigen Landschaftsraum 
stärker vernetzt wird. 
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Auf Seite 8 der Begründung zum Bebauungsplan wird dargestellt, dass außerhalb des 
Geltungsbereichs Landschaftsschutzgebiet besteht. Es sollte hier richtig gestellt werden, dass der 
Änderungsbereich Landschaftsschutzgebiet umfasst. Im geänderten Flächennutzungsplan sollte 
nachrichtlich die neue Grenze des Landschaftsschutzgebietes aufgenommen werden. 
 
Aus Sicht des Naturschutzes wie aber auch aus Immissionsschutzsicht sollten Angaben zur 
Beleuchtung gemacht werden. Der geplante Betrieb soll auch in den Nachtstunden ausgeführt 
werden, so dass eine Ausleuchtung der Außenflächen vorgenommen werden wird. Hierzu ist eine 
geeignete Abschätzung zu den Auswirkungen auf Natur und Landschaft und die angrenzende 
Wohnbebauung vorzunehmen. 
 
Ich begrüße die vorgesehene Renaturierung des Gewässers an der westlichen Seite des 
Plangebietes. Zur Umsetzung dieses Vorhabens ist aber noch ein separates Verfahren nach dem 
Wasserrecht erforderlich. 
 
Ich rege an, die Waldfläche außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes zu lassen. Die 
Sicherung des Waldes wird über die Eigentumsverhältnisse und den dann weiterhin vorhandenen 
Schutz als Landschaftsschutzgebiet gewährleistet. 
 
Auf Seite 36 der Begründung zum Bebauungsplan wird eine Handlungsempfehlung zum 
Artenschutz von der LANUV angeführt. Ich vermute, dass es sich dabei um die gemeinsame 
Handlungsempfehlung des Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr 
NRW und des Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und 
Verbraucherschutz NRW vom 22.12.2010 handelt.  
 
In der Begründung zum Bebauungsplan wird zum Schutz der Lechen lediglich von den sog. 
„Lerchenfenstern“ gesprochen. An dieser Stelle sollte, wie auch im Vorentwurf zum Umweltbericht, 
von einem Maßnahmenbündel gesprochen werden. Die „Lerchenfenster“ allein werden nicht in der 
Lage sein, die artenschutzrechtlichen Konflikte mit den Brutpaaren der Lerchen zu lösen. 
 
Angesichts der flächigen Größe und der beabsichtigten Höhen des Bauvorhabens sollte bei der 
äußeren Eingrünung des Plangebietes in besonderer Weise eine baumbetonte Anpflanzung 
berücksichtigt werden. 
 
Weitere Anregungen 
 
Ich rege an, Angaben zur zeitlichen und sonstigen Umsetzung der Erweiterungsoption im 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan zu machen. 
 
In der Begründung zum Bebauungsplan wird auf Seite 4 ausgeführt, dass die Hermes Fulfilment 
GmbH  Anträge zur Änderung des Regionalplans gestellt hat. Es sollte an dieser Stelle der Antrag 
der Stadt Löhne an die Bezirksregierung genannt werden. 
 
Auf Seite 30 der Begründung zum Bebauungsplan wird von betriebsbedingten Wohnungen im 
Zusammenhang mit dem Immissionsschutz gesprochen. Es sollte geklärt werden, ob 
betriebsbedingtes Wohnen in diesem Bebauungsplan zugelassen werden soll. 
 
Ich bitte mir die Ergebnisse der faunistischen Kartierung zur Verfügung zu stellen. 
 
 
* * *      * * *      * * * 
 
 
Abdruck erhält: 
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a) das Amt 72.3 - Wasserwirtschaft 
b) das Amt 72.2 - Immissionsschutz  

 
 
im Hause 
 
zur gefl. Kenntnis. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
Karl-Heinz Diekman 
 



 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abteilung 72.3/2 
- Gewässer - 
 
im Amt 
 
 
 
 
 
 
Az.: 72/61.21.10/0  
Ihr Schreiben vom 13.12.2012, Karl-Heinz Diekmann 
 
 
Stellungnahme des Kreises Herford als Träger öffentlicher Belange nach § 4 BauGB zur 
Aufstellung des vorhabenbezogenen B-Planes Nr. 210 „Logistikzentrum Gohfeld“ sowie zur 
5. Änderung des FNP der Stadt Löhne 
 
 
Das o.g. Bebauungsplangebiet liegt innerhalb des festgesetzten Quellenschutzgebietes „Bad 
Oeynhausen-Bad Salzuflen“ in der Zone IV. 
 
Die Schmutzwasserentsorgung des Plangebietes soll durch den Anschluss an die vorhandene 
Kanalisation im weiteren Umfeld erfolgen. 
 
Die Niederschlagsentwässerung der geplanten neuen Erschließung wurden in mehreren 
Besprechungsterminen abgestimmt. 
Die Aktivierung des westlich angrenzenden Gewässerkorridors als Retentionsraum wurde nach 
intensiven Gesprächen und Prüfung durch das Ingenieurbüro Bockermann & Fritze wieder 
verworfen. 
Nunmehr ist im Nordwesten ein Regenrückhaltebecken (RRB) vorgesehen. Die Fläche ist im B-
Plan dargestellt.  
Hier soll das von den befestigten Flächen anfallende Niederschlagswasser zurückgehalten und 
gedrosselt abgeleitet werden. Verschmutztes Niederschlagswasser der Betriebsflächen ist hierbei 
auf dem Gelände vor der gedrosselten Einleitung zu klären. 
Die Einleitung soll in das angrenzende Gewässer erfolgen. Im Rahmen der wasserwirtschaftlichen 
Planung ist dabei zu prüfen, ob eine Ableitung in das Gewässer aus hydraulischer Sicht möglich 
ist. 
Das Gewässer soll im Rahmen des grünordnerischen Konzeptes wieder naturnah in die 
Landschaft eingebunden werden. Auch die verrohrten Abschnitte sollen beseitigt und naturnah 
umgestaltet werden. 
 
Für die Umgestaltung des Gewässers ist parallel zum Bauverfahren ein entsprechender 
Genehmigungsantrag gemäß § 68 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) bei der unteren 
Wasserbehörde des Kreises Herford zu stellen. 
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Az. 72/71.26.26-7171 Knie 
 
21. Januar 2013 



 
 

2 

 

Für die Rückhaltung, Klärung und gedrosselte Ableitung des Niederschlagswassers in das 
Gewässer ist parallel zum Bauverfahren ein entsprechender Erlaubnis- und Genehmigungsantrag 
gemäß §§ 8, 9, 10, 57 und 60 WHG bei der unteren Wasserbehörde des Kreises Herford zu 
stellen. 
 
Gegen die Aufstellung des vorhabenbezogenen B-Planes Nr. 210 „Logistikzentrum Gohfeld“ sowie 
die 5. Änderung des FNP bestehen aus wasserwirtschaftlicher Sicht keine Bedenken. 
 
Weitere Maßnahmen zur Entwässerung und zum Gewässerschutz behalte ich mir für das 
nachfolgende Baugenehmigungsverfahren vor. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag  
 
 
Kerstin Knieczinski 
 









Sie betrachten: 210 Logistikzentrum Gohfeld
Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung der Behörden gem. § 4 (1) BauGB
Zeitraum: 12.12.2012 - 18.01.2013

[1] Stellungnahme wurde abgegeben!

Sachbearbeiter: Ina Bormann, Administrator

Behörde: Landesbetrieb Wald und Holz NRW - Regionalforstamt Ostwestfalen-Lippe

Abgabedatum: Freitag, der 18. Januar 2013 um 12:30:55 Uhr
Aktenzeichen: 310-11-02.003
Stellungnahme: Sehr geehrte Frau Paul!

Aus forstbehördlicher Sicht werden keine grundsätzlichen Bedenken gegen den Bebaungsplan
geäußert.
In der Begründung zum Vorentwurf ist ausgeführt, dass -wie auch die Darstellung im FNP- die
Waldfläche mit Feuchtbiotop erhalten bleibt und, so wie die übrigen Grünflächen, außerhalb der
vorgesehenen Zäunung des Gewerbestandortes verbleiben soll.
Auf S.33 wird ausgesagt,dass es noch offen ist, ob das Wäldchen in den Geltungsbereich
einbezogen wird. Aus hiesiger Sicht wird bevorzugt, das Wäldchen mit Feuchtbiotop aus dem
Geltungsbereich zu nehmen; anderenfalls müßte es als Waldbestand nach § 9 (1) Nr. 15 BauGB
festgesetzt werden.
Bei den Planungen zum Bebauungsplan Nr. 175 A, der mittlerweile durch die Rücknahme im FNP
nicht mehr verfolgt wird, war die Vergrößerung des Wäldchens nach Süden als
Ausgleichsmaßnahme geplant.Ich rege an, diese Maßnahme im Zusammenhang mit dem
Logistikzentrum als Teil des erforderlichen Ausgleichs zur Sicherung der Funktionen wieder
aufzugreifen.

Da die Straßenplanung zur Anbindung des Logistikzentrums im weiteren Bebauungsplan Nr. 102 /A
erfolgt, gehe ich hier nicht näher auf die damit verbundenen Eingriffe in den Wald ein.

Mit freundlichen Grüßen
i.A.

Ina Bormann
Nachträge: Keine Nachträge / Ergänzungen vorhanden.

1 / 1



 

 

 

 
 Münster, 13. Juni 2013 
 
 
 

Bauleitplanung der Stadt Löhne, vorhabenbezogener B-Plan Nr. 210 „Logistikzentrum 

Gohfeld“ und 5. Änderung des Flächennutzungsplans. 

Guten Tag Frau Waser, 
vielen Dank für die Übersendung obiger Unterlagen.  
 
Im Allgemeinen werden in der Umweltverträglichkeitsprüfung auch die Auswirkungen auf die Kultur- 
und Sachgüter geprüft. Durch die geplante Höhe des Objekts von bis zu 16 m sind Auswirkungen 
auf raumwirksame Denkmäler wie Kirchen mit ihren häufig weithin sichtbaren Türmen nicht 
auszuschließen. Daher sollten im weiteren Verfahren mögliche Beeinträchtigungen von 
Sichtbeziehungen auf raumwirksame Denkmäler bzw. untereinander geprüft werden. 
 
Darüber hinaus regen wir an, die Planung im Bereich des Wäldchens mit Kleingewässer im 
südwestlichen Bereich unter dem Aspekt der vorrangigen Vermeidung von Eingriffen und der 
Erhaltung des Erscheinungsbildes des Biotops, so zu überarbeiten, dass der geplante Eingriff 
durch die bisher hier vorgesehene Stützwand vermieden werden kann. Bei der Größe des zur 
Verfügung stehenden Areals müsste hier eine geringfügige Verschwenkung der Straße möglich 
sein.  
 
Mit der Bitte um Beteiligung im weiteren Verfahren verbleiben wir mit freundlichen Grüßen. 
 
i.A. Horst Gerbaulet  
Wissenschaftlicher Referent 
  

LWL-Denkmalpflege, Landschafts- und Baukultur in Westfalen · 48133 Münster 
 

 
Tischmann Schrooten 
Berliner Straße 38 
33378 Rheda-Wiedenbrück 

 

 

 

Montag-Donnerstag 08:30-12:30 Uhr, 14:00-15:30 Uhr 
Freitag 08:30-12:30 Uhr 
 

Servicezeiten: 
 

 
 
Ansprechpartner: 
Horst Gerbaulet 
 
Tel.: 0251 591-4395 
Fax: 0251 591-4650 
E-Mail: horst.gerbaulet@lwl.org  

���������	
��
�
����	�����	����������	���
����

��������	
���
  
 

Fürstenbergstraße 15, 48147 Münster 
Telefon: 0251 591-01 
Öffentliche Verkehrsmittel: ab Hbf Bussteig B2 Linien 1, 5, 6, 15, und 16,  
Bussteig B3 Linien 3 und 8 jeweils bis Eisenbahnstraße 
Parken: LWL-Parkplätze Karlstraße 
 

Konto der LWL-Finanzabteilung 
WestLB AG Münster, BLZ 400 500 00 ·  Konto-Nr. 60 129 
IBAN: DE35 4005 0000 0000 0601 29 · BIC: WELADE3M 
 


